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Von und vor allem über Familien heute zu spre-
chen, ist ein schwierig Ding. Schon immer war das 
Thema Familie in mehrfacher Hinsicht norma-
tiv besetzt und zudem bei allen Teilnehmenden 
 biografi sch auf geladen. In den vergangenen Jahren 
hinzugekommen ist ein wachsendes (staats-)politi-
sches  Interesse an der Familie, oder sagen wir es ge-
nauer: an bestimmten Leistungen seitens der Fami-
lien, was sich sowohl am öffentlichen Diskurs über, 
wie auch an den eingesetzten fi nanziellen Mitteln 
für ‚Familienpolitik‘ (oder was darunter subsumiert 
wird) zeigen lässt.1 Besonders illustrativ für die ange-
sprochene normative Gemengelage ist die teilweise 
nur noch als schrill zu bezeichnende Debatte rund 
um den zum 1. August 2013 vorgesehenen Rechts-
anspruch auf einen Betreuungsplatz für Kinder ab 
dem vollendeten ersten Lebensjahr in Kitas oder in 
der Kindertagespfl ege. Sehr schnell wieder hat sich 
eine so typische deutsche Entweder-Oder-Ausein-
andersetzung entwickelt, bei der einer wachsen-
den Gruppe an Ausbaubefürwortern eine nicht klei-
ne Gruppe an kategorischen ‚Krippenverweigerern‘ 
gegenübersteht, die den Untergang des kindlichen 
Abendlandes heraufziehen sehen, wenn man Kinder 
vor dem dritten Lebensjahr nicht in der Obhut der ei-
genen Familie – genauer: ‚natürlich‘ der Mutter be-
lässt. Differenzierte Positionen haben es sehr schwer, 
in diesem Klima des Schwarz-Weiß-Denkens durch-
zudringen. Dabei wäre darauf abzustellen, dass eine 
stärkere und professionellere frühkindliche Bildung 
und Betreuung eine Annäherung an echte ‚Wahlfrei-
heit‘ zur Folge hat, die Kernfamilie hier dennoch wei-
terhin dominieren wird, dass es jedoch von entschei-
dender Bedeutung ist, unter welchen Bedingungen 
die Einrichtungen und Tagespfl egepersonen arbei-
ten müssen bzw. können.2

Die ‚Realitäten von Familien‘ sind – nicht erst heu-
te – weitaus komplexer und eben bunter, als es die 
zuweilen sehr grobschlächtigen Debatten vermu-
ten lassen. Wir sind damit mittendrin in der Frage 
nach dem, womit ‚Familienbildung‘ sich beschäfti-
gen sollte, was und wen sie zu adressieren hat. Diese 
Frage ist gar nicht so einfach zu beantworten. 

I.  Eine Frage des Auftrages? 

Wirft man einen Blick in die einschlägige Formu-
lierung des Gesetzgebers im Kinder- und Jugendhil-
fegesetz, fi ndet man dort eine (scheinbar) klare Auf-
gabenbeschreibung für Familienbildung (§ 16 SGB 

VIII – Allgemeine Förderung 
der Erziehung in der Fami-
lie). Nimmt man die dortige 
Formulierung für bare Mün-
ze, ist eigentlich alles gut ge-
regelt. Niedergeschrieben 
ist hier ein Wesensmerkmal 
von ‚Familienbildung‘ in Ab-
grenzung gegenüber den 
vielen anderen Leistungen 
und Angeboten, die im SGB 
VIII normiert sind und die 
oftmals ‚nur‘ auf spezielle, in aller Regel negativ kon-
notierte Fallkonstellationen abstellen:

Es geht bei der Familienbildung gerade 
nicht um Leistungen zur Beseitigung eines 
„Problems“, sondern um „Leistungen der 

allgemeinen Förderung der Erziehung in der 
Familie“, um „Erziehungsverantwortung“.

Und das soll durch Angebote sichergestellt wer-
den, „die auf Bedürfnisse und Interessen sowie auf 
Erfahrungen von Familien in unterschiedlichen Le-
benslagen und Erziehungssituationen eingehen, die 
Familie zur Mitarbeit in Erziehungseinrichtungen 
und in Formen der Selbst- und Nachbarschaftshil-
fe besser befähigen sowie junge Menschen auf Ehe, 
Partnerschaft und das Zusammenleben mit Kindern 
vorbereiten“. Außerdem fi nden Angebote der Bera-
tung sowie der Familienfreizeit und der Familien-
erholung explizite Erwähnung.

Wenn man nun noch die (ebenfalls scheinbar) kla-
re Anweisung an die Träger öffentlicher Jugendhilfe 
im § 79 SGB VIII hinzunimmt, wonach diese die Ge-
samtverantwortung einschließlich der Planungs-
verantwortung haben und sicherstellen sollen, dass 
„die erforderlichen und geeigneten Einrichtun-
gen, Dienste und Veranstaltungen den verschiede-
nen Grundrichtungen der Erziehung entsprechend 
rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen“, 
dann haben wir ein schönes potentielles Gesamtbild 
von Familienbildung und ihrer Förderung. Wäre da 
nicht wieder dieses „aber“; wie so oft macht es sich fest 
an dem Terminus „sollen“, der sowohl in § 16 wie auch 
in § 79 des SGB VIII in Stein gemeißelt wurde und der 
eine andere Wertigkeit ausdrückt als ‚müssen‘ oder 
‚haben‘. Wenn man berücksichtigt, dass wir es bei der 
Kinder- und Jugendhilfe mit ‚kommunalisierten‘ Sys-
temen zu tun haben, dann wird unter Beachtung der 
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Haushaltslage vieler Kommunen schnell verständ-
lich, dass mit einer Soll-Verpfl ichtung die plausible 
Gefahr verbunden ist, dass man sich vor Ort auf die 
‚harten‘ Bereiche fokussiert, also die mit individuel-
len Rechtsansprüchen versehenen Aufgaben der Kin-
der- und Jugendhilfe und darunter besonders die Be-
reiche, die einhergehen mit der Gefahr rechtlicher 
Haftungsinanspruchnahme der Träger.

II.  Eine Frage fi nanzpolitischer Kompetenz?

Da wären wir bereits bei der ersten politischen 
Dimension von Familienbildung angekommen, die 
sich als Arbeitsfeld bislang primär und zuweilen aus-
schließlich ihrer inhaltlichen Ausdifferenzierung 
sowie der Überprüfung ihrer Formate und Ansatz-
punkte verschrieben hat. Die daher zwangsläufi g 
und verständlicherweise am wenigsten entwickel-
ten politischen Dimensionen lauten zugespitzt: 

Akteure der Familienbildung müssen
gegenwärtig eine explizit fi nanzpolitische 
Kompetenz aufweisen, denn die Familien-
bildung wird primär von den Kommunen 
und teilweise von den Ländern fi nanziert 

(bzw. sie sollte es sein), betrachtet man die 
öffentliche Kostenträgerschaft.3

Wir haben es in diesem Handlungsfeld also mit 
Kommunalisierung und Föderalisierung zu tun, und 
angesichts der Haushaltslagen dieser beiden Ebenen 
unseres föderalen Systems in Verbindung mit den 
Ausgabenverpfl ichtungen, die sich aktuell beispiels-
weise aus dem Rechtsanspruch im Bereich der Kin-
derbetreuung für die unter dreijährigen Kinder er-
geben, wird verständlich, dass die Frage, woher die 
Mittel für eine gelingende Familienbildung kommen 
(können), zu einer immer schon, jetzt aber alles an-
dere überstrahlenden existenziellen Frage für das 
Handlungsfeld geworden ist. Wenn man bedenkt, 
dass das Handlungsfeld vor allem ‚frei getragen‘ wird 
und unter den freien Trägern sich vor allem kirchli-
che bzw. kirchlich gebundene Träger befi nden, die 
in der Vergangenheit viele Strukturen in diesem Be-
reich ausgebaut haben und hier – anders als in an-
deren Jugendhilfebereichen – in erheblichem Maße 
mit Eigenmitteln beteiligt sind, dann verkompliziert 
sich die Lage weiter, denn daran haben sich die öffent-
lichen Kostenträger natürlich ‚gewöhnt‘. In klam-
men Zeiten und bei gleichzeitiger Einführung von 
neuen Rechtsanspruchsleistungen besteht also kein 

wirklicher Anreiz, in eine stärkere und verbindliche-
re Finanzierung der Familienbildung einzusteigen. 
Ganz im Gegenteil: Gerade Kommunen mit beson-
deren Haushaltsproblemen und besonderem Bedarf 
an Kinder- und Jugendhilfeleistungen sparen an den 
(scheinbar) freiwilligen Leistungen, während ‚reiche-
re‘ Kommunen vor Ort investieren. Diese haushalts-
politisch zwangsläufi ge Bewegung führt letztend-
lich zu dem Ergebnis einer weiteren Polarisierung der 
regionalen Lebensbedingungen von Familien.

Eine besondere Erschwernis bei diesem Thema ist 
in der Tatsache begründet, dass wir es mit einem fi -
nanz- und verteilungspolitischen Dilemma allerers-
ter Güte zu tun haben. Man kann das an einem Ge-
dankenexperiment nachvollziehen: Im Jahr 2011 
belief sich das Sozialbudget, also die Gesamtheit al-
ler Sozialleistungen in Deutschland, auf 767,6 Mrd. 
Euro.4 Fast 60 Prozent der gesamten Sozialleistun-
gen entfallen dabei auf die beiden großen Syste-
me Renten- und Krankenversicherung, und auf 
die – wohlgemerkt – gesamte Kinder- und Jugend-
hilfe entfallen hingegen lediglich etwas mehr als 
3 Prozent! Stellt man sich nun aus der Vogelpers-
pektive des Sozialbudgets vor, was passieren würde, 
wenn alle Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 
aus Spargründen einzustellen wären, so würde der 
Effekt im Gesamtsystem angesichts der Größenord-
nung verpuffen, während die Verwüstungen vor Ort 
nicht vorstellbare Ausmaße hätten, denn wir gehen 
in diesem fi ktiven Szenario von der Einstellung al-
ler Leistungen aus, also keine Kitas mehr, keine sta-
tionären und ambulanten Angebote im Bereich er-
zieherischer Hilfen, keine Erziehungsberatung und 

Die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe einzusparen hätte 
verheerende Auswirkungen.
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eben auch keine Förderung von Familienbildung 
mehr. Obgleich die Auswirkungen also katastrophal 
wären, bliebe der Einspareffekt im Gesamtsystem 
kaum spürbar. Diese Relationen zeigen, dass es fi -
nanziell belanglos ist, ob im System der Kinder- und 
Jugendhilfe 10 oder 20 Prozent der Mittel gekürzt 
werden, dies aber in der kleinteilig strukturierten 
Landschaft der Beratungs- und Bildungseinrichtun-
gen oftmals das 100-prozentige Aus bedeuten wür-
den. Trotzdem kreisen seit Jahren fast alle Debatten 
um die Frage, wie man solche Einsparungen im Feld 
realisieren kann. Dieses eigentlich irrationale Ver-
halten gewinnt seine Rationalität aus der Beantwor-
tung der Frage, wer die aufgezeigten Kosten trägt: 
nur 3 Prozent beziehen sich auf die Gesamtheit der 
Sozialleistungen in Deutschland (mit seinen großen 
parafi skalischen Systemen der Sozialversicherun-
gen), während große Teile der Kinder- und Jugend-
hilfe aus den kommunalen Haushalten zu bestreiten 
sind, wo sie dann Anteile in ganz anderer Größenord-
nung haben und auch die Zuwachsraten enorm sind. 
Die Perspektive des Einsparens stellt sich auf kom-
munaler Ebene eben ganz anders dar. 

Aus der skizzierten fi nanzpolitischen Dimension 
der Familienbildung resultiert eine schmerzhafte 
Erkenntnis: Steuerpolitik sowie die spezielle Frage 
der Verteilung der Kosten auf die drei Ebenen des fö-
deralen Systems gehören ganz oben auf die Prioritä-
tenliste der Träger. Wird das beschriebene Dilemma 
durch eine Neuverteilung der Finanzierungsantei-
le nicht aufgelöst, so werden in Zeiten der Schul-
denbremse weite Teile der Kinder- und Jugendhilfe 
und vor allem die ‚weichen‘ Handlungsfelder im-
mer stärker in den Sog kommunaler und ländersei-
tiger Haushaltsmiseren hineingezogen. Angesichts 
der verständlichen strukturellen Schwächen der 
Träger aber scheint das ein unmögliches Unterfan-
gen zu sein. Leider sehen sich die adressierten Ver-
bandsebenen hinsichtlich fi nanzpolitischer Exper-
tise nicht gut aufgestellt und sind zudem bis auf die 
Bundesebene erheblich zersplittert.

III.  Eine Frage des Erreichens benachteiligter 
Familien?

Die gesellschaftpolitische Dimension der Famili-
enbildung verursacht ebenfalls erhebliche Heraus-
forderungen für das Handlungsfeld. Hier geht es um 
den inhaltlichen Kern von Familienbildung aus ei-
ner politischen Perspektive – zuspitzend formuliert 

geht es um die zentrale Fragestellung: Instrumenta-
lisierung der Familienbildung oder Realisierung ei-
ner ‚widergelagerten Funktionalität‘ durch Famili-
enbildung? Was ist damit gemeint?

Verdeutlichen kann man sich das Instrumentali-
sierungstheorem am Beispiel der Erziehungsbera-
tung. Betrachtet man die Entwicklung dieses Feldes, 
dann zeigt schon ein grober, auf Durchschnittswer-
ten basierender Blick auf die Daten, dass wir es mit ei-
ner ‚Wachstumsbranche‘ zu tun haben, die sich aber 
durch typische strukturelle Probleme auszeichnet: 
Seit Anfang der 1980er Jahre ist die Personalkapazi-
tät für Erziehungsberatung unverändert. Heute gibt 
es wie schon 1995 je 10.000 Minderjährige 2,3 Plan-
stellen für Beratungsfachkräfte – und das bei einer 
deutlich gestiegenen Zahl von Ratsuchenden. 1995 
entfi elen auf eine Planstelle 63 beendete Beratun-
gen. Im Jahr 2006 waren es bereits 85 beendete Bera-
tungen. Dieser Anstieg konnte nur durch interne Ra-
tionalisierungsmaßnahmen in den Beratungsstellen 
bewältigt werden, u. a. durch

• einen zunehmenden Verzicht auf ausführliche 
Testdiagnostik,

• eine Verringerung der Zahl der Kindertherapien 
sowie, 

• eine Begrenzung der Zahl der Kontakte mit den 
einzelnen Ratsuchen.

Interessant wird es nun, wenn man den Anstieg 
der Inanspruchnahme auf die Altersverteilung der 
Klienten und die Hauptgründe für die Inanspruch-

Beratungsfachkräfte haben für Kindertherapien oft nicht genug Zeit.
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nahme der Beratungsdienstleistung bezieht: Jedes 
vierte Kind wird wegen Schul- oder Ausbildungspro-
blemen vorgestellt – für Jungen gilt dies mit 30 Pro-
zent häufi ger als für Mädchen (nur 20 Prozent). Die 
höchsten Werte bei dieser Indikation erreichen Jun-
gen im Alter zwischen 9 und 15 Jahren: Bei 40 Pro-
zent von ihnen geht es um Leistungsprobleme in der 
Schule. Genau hier setzt das Instrumentalisierungs-
paradoxon an: Einerseits ist erkennbar, dass das Ver-
sagen vorgelagerter Schulsysteme zu einer stärkeren 
Inanspruchnahme des nachgelagerten Erziehungs-
beratungssystems führt. Dieses übernimmt damit 
quasi eine Reparaturfunktion für das bestehende 
Schulsystem. Je mehr Kinder nun schulische Schwie-
rigkeiten bekommen, umso größer wird der Bedarf 
an Erziehungsberatungen und man kann aus die-
ser Perspektive ohne Probleme eine Verdoppelung 
der Beratungsfachkräfte fordern und begründen. 
Was aber wäre die Folge? Innerhalb des Beratungs-
systems sicher eine aufgabenadäquate Entlastung 
sowie eine gerechtere Abbildung des tatsächlichen 
Bedarfs. Anderseits würde eine solche Expansion 
der Beratungsdienste das auslösende Schulsystem 
stabilisieren. Die Verursachung von Problemen in-
nerhalb dieses Systems wird dort ‚elegant‘ an funk-
tional darauf ausgerichtete externe Subsysteme 
wegdelegiert, als individuelle Probleme einzelner 
Schüler bzw. deren Familien exkludiert. Man muss 
diese Instrumentalisierung kritisieren und infrage 
stellen, denn selbst wenn die Erziehungsberatung 
fachlich korrekt herausarbeitet, dass es sich weniger 
oder gar nicht um ein personales Problem des Kin-
des, sondern um eine mangelnde Passungsfähigkeit 
des Schulsystems handelt, bleibt der Schwarze Peter 
beim System Familie. Man weiß jetzt vielleicht, wo-
ran man scheitert, die Veränderungsoptionen aber 
sind relativ gering bis nicht vorhanden – und auch 
die fachlich richtige Beratung hat im Regelfall, seien 
wir ehrlich, keinen adäquaten Zugang zum vorgela-
gerten System, um diesem seine Defi zite zu spiegeln. 
Nur über personenbezogene Netzwerke dringt der 
eine oder andere Befund in das große System Schu-
le, um dort dann meistens zu verdunsten. 

Schaut man sich nun die politische Thematisie-
rung von Familienbildung an, so kann man grosso 
modo eine durchaus vergleichbare Instrumentali-
sierungslogik erkennen: Immer wieder kreisen das 
Denken und die Erwartungen der Politik oder poli-
tischer Entscheidungsträger um die Frage, wie und 
inwieweit es der Familienbildung gelingen kann, 

bestimmte bislang nicht oder nur unterrepräsen-
tierte Familien mit ihren Angeboten zu erreichen 
und auf eine bestimmte Spur zu setzen. Jahrzehnte 
der Tagungen und Modellprojekte zur immer wie-
der fokussierten Frage, wie sogenannte ‚Multipro-
blemfamilien‘ einzufangen sind, legen Zeugnisse 
ab von dieser politischen Erwartungshaltung. Sehr 
gern vorgebracht wird sogar die scheinbar ökono-
misch und pädagogisch legitimierte Forderung, die 
knappen Ressourcen der Familienbildung doch bit-
te auf jene Familien zu konzentrieren, die sich durch 
irgendwelche ‚Probleme‘, ‚Defi zite‘ usw. ‚auszeich-
nen‘ – die anderen können sich ja selbst helfen!

Genau hier aber setzt die mögliche andere Aus-
richtung von Familienbildung an, die sich einer sol-
chen Instrumentalisierung bewusst verweigern 
müsste und es auch oftmals im praktischen Vollzug 
tut: Es geht um die Erkenntnis, dass Familienbildung 
eine den allgemeinen gesellschaftlichen, vor allem 
aber den ökonomischen Prozessen ‚widergelagerte 
Funktionalität‘ hat bzw. haben sollte, etwa indem sie 
davon ausgeht, dass viele Familien heute strukturell 
überfordert sind und allein schon eine Präferenz für 
Familie und Familienzeit auf dem Arbeitsmarkt zu 
einer echten ‚Behinderung‘ werden kann. Diese Pers-
pektive würde sich zuvörderst einer Engführung von 
Familienbildung auf eine kompensatorische Funkti-
onalität grundsätzlich verweigern (müssen), abge-
leitet aus der sozialwissenschaftlich gut dokumen-
tierten und höchst ambivalenten Erkenntnis, dass 
Familie heute vor allem eine ‚Herstellungsleistung‘ 
ist, wie das der 7. Familienbericht der Bundesregie-
rung im Jahr 2006 so treffl ich formuliert hat.5 So be-
obachten wir – und zwar für ganz ‚normale‘ Fami-
lien – wachsende gesellschaftliche Ansprüche an 
Eltern, vor allem an die Mütter, deren Erwartungen 
und Ansprüche auch selbst ansteigen. Man braucht 
persönliche Fähigkeiten und Ressourcen, u. a. ein ge-
festigtes Selbstkonzept, um diese alltäglichen Her-
stellungsleistungen erbringen und sichern zu kön-
nen – ein eigentlich ‚klassisches‘ Aufgabenfeld der 
Familienbildung, die sich gerade nicht versteht als 
ein reduzierter Reparaturbetrieb für hoch proble-
matische Familienkonstellationen.

IV.  Eine Frage der Überforderung? 

Ganzheitlich ausgerichtete Familienbildung muss 
sich einmischen in die höchst ambivalenten Prozes-
se, die vor unseren Augen im großen Bermuda-Drei-

5 Vgl. BMFSFJ (Hg.):
Familie zwischen Fle-
xibilität und Ver-
lässlichkeit. Pers-
pektiven für eine 
lebenslaufbezogene 
Familienpolitik. Sieb-
ter Familienbericht, 
Bundestags-Druck-
sache 16/1360 vom 
26.04.2006.
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eck ‚Familie‘ ablaufen. Die gesellschaftspolitische 
Konsequenz ist doppelt unmöglich: Einerseits wä-
ren Familien für die zahlreichen strukturellen Ver-
änderungen zu sensibilisieren und anderseits wären 
sie in Handlungsstrategien einzubetten, die es ihnen 
erlauben, sich als ‚Fremdkörper‘ oder ‚Störfaktor‘ in 
den derzeit vorherrschenden ökonomisierten gesell-
schaftlichen Strukturen zu behaupten, anstatt sich 
resignativ oder gar autoaggressiv zu verhalten.

Damit wird klar: Familienbildung muss gerade 
heute ganz besonders auch politische Bildung sein. 
Und gleich noch eine weitere Zumutung: Sie muss an-
gesichts der tatsächlichen Ausdifferenzierung des-
sen, was Familie heute ist und sein kann, auch gleich-
sam eine historisierende Bildungsarbeit betreiben, 
um den Menschen aufzeigen zu können, dass Familie 
immer schon ein historisches Konstrukt war und das, 
was wir derzeit als Ideal- oder Normmodell von Fami-
lie vor uns hertragen, nur eine ganz bestimmte Form 
von Familie darstellt. Bleibt am Ende die Frage: Ist das 
nicht eine Mega-Überforderung von Familienbil-
dung? Eine zumindest trägerseitig zu leistende Pro-
fi lierung in den bislang weit entfernten Bereichen 
der Finanzpolitik, des Fiskalwesens usw. Und auf 
der anderen Seite ein Bildungsbegriff, der sich dem 
Mainstream hin zu einem Auffang- und Problem-
lösungsunternehmen für gesellschaftliche Kollate-
ralschäden wiedersetzt und der erst einmal generell 
für alle Familien, ohne Fixierung auf irgendwelche 
‚Dringlichkeitsindikatoren‘, den ‚Eigensinn‘ von Fa-
milien im gesellschaftlichen Wandel herausstellt, 
dessen prinzipielle Gestaltbarkeit zu erkennen gibt. 
Ja, das ist ein unmögliches Unterfangen – vor allem 
angesichts der Kleinteiligkeit, Fragilität und perso-
nell prekären Lage von Einrichtungen, was sich nicht 
wegdiskutieren lässt. Indessen, dies auszusprechen 
ist unvermeidbar, wenn man nicht ‚versacken‘ will 
in tradierten Strukturen, die schon heute mehr als 
defi zitär sind und sich rasant zu einem noch trä-
gerlastigeren Modell entwickeln, das sich irgend-
wann selbst kirchliche Träger nicht mehr leisten 
können, vielleicht bestenfalls noch Kommunen, die 
für das ‚Bildungs-Luxusgut‘ entsprechenden Spiel-
raum im Haushalt haben, was dann wiederum die 
sozialräum lichen Unterschiede perpetuiert. 

 

Zu 1: Siehe zum Beispiel die teilweise mehr als schrille De-
batte über die neuen „Orientierungen“ der EKD die Familie 
und die Ehe betreffend oder die Auseinandersetzung mit 
den Befunden aus einzelnen Studien, die im Umfeld der 
Evaluierung der familienpolitischen Leistungen im Auf-
trag des BMFSFJ entstanden sind (einzelne Teilstudien aus 
diesem Paket kann man abrufen auf der Seite www.bmfs-
fj.de/BMFSFJ/familie,did=195944.html auf der Seite ganz 
unten). Die politische Bewertung der Studienergebnisse 
durch die Ministerin Schröder (CDU) hat für eine heftige 
Kontroverse mit einigen der beteiligten Wissenschaftler 
geführt. Vgl. hierzu meine Kommentierung auf der Face-
book-Seite von „Aktuelle Sozialpolitik“: www.facebook.
com/aktuelle.sozialpolitik/posts/506226979448956.
Zu 3: Die Bundesebene beschränkt sich hier auf die wohlfei-
le Formulierung des Gegenstandes von Familienbildung, 
wie das mit der Exegese des § 16 SGB VIII dargestellt wur-
de, der in seinem Absatz 4 auch die Formulierung beinhal-
tet: „Das Nähere über Inhalt und Umfang der Angaben re-
gelt das Landesrecht.“


